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Wandel als Grundlage fiir eine stabile Zukunft -
Rentenreform 1957: auch nach 65 Jahren noch pragend

Gundula RoBbach, Berlin

Vor rund 65 Jahren, im Januar 1957, wurden die Gesetze zur Neuregelung der Renten-
versicherung der Arbeiter und Angestellten vom Deutschen Bundestag verabschiedet.
Diese Rentenreform von 1957 beinhaltete eine grundlegende Neuausrichtung der gesetz-
lichen Rentenversicherung, die diese bis heute pragt: Das Aquivalenzprinzip, das heit
die Verknipfung von Beitrag und Leistung, wurde zum Kernelement der Rentenversi-
cherung. Das Leistungsniveau wurde deutlich angehoben und durch die Einfihrung der
sogenannten dynamischen Rente die Teilhabe der Rentnerinnen und Rentner an der ge-
sellschaftlichen Wohlstandsentwicklung sichergestellt. Und schlieBlich stellte die Reform
die Weichen von der Ausrichtung der Rentenversicherung am Kapitaldeckungsverfahren
in Richtung auf ein umlagefinanziertes Rentensystem. Die einzelnen Elemente der Reform
wurden angesichts sich &ndernder Bedingungen immer wieder nachjustiert; die Grund-
ausrichtung der Rentenreform von 1957 war aber in den vergangenen 65 Jahren ein Ga-
rant fir eine gute Versorgung der Menschen im Alter und wird dies auch in Zukunft sein.

1. Einleitung Leistungsniveau deutlich angehoben und mit
der Einfiihrung der lohnbezogenen Dynamik
Die Rentenreform von 1957 stellte ohne von Renten und Rentenanwartschaften die
Frage eine Neuausrichtung der gesetzlichen  Teilhabe der Rentnerinnen und Rentner an
Rentenversicherung in Deutschland dar, die  der gesellschaftlichen Wohlstandsentwick-
diese bis heute pragt. Gut sechs Jahrzehn-  lung erméglicht. Und schlieBlich markiert die
te nach ihrer Einflhrung im Rahmen der bis-  1957er-Reform die Abkehr von dem Ziel, die
marckischen Sozialgesetzgebung am Ende  gesetzliche Rentenversicherung im Kapital-
des 19. Jahrhunderts wurde die gesetzliche  deckungsverfahren finanzieren zu wollen
Rentenversicherung durch diese Reform  und stellte die Weichen in Richtung auf ein
in mehrfacher Weise auf neue Grundlagen rein umlagefinanziertes Rentensystem.
gestellt: Das Aquivalenzprinzip mit seiner ~ Mit der Rentenreform von 1957 wurde da-
engen VerknUpfung von Beitrag und Leistung  riber hinaus auch die Funktion der gesetz-
wurde zum Kernelement der gesetzlichen lichen Rentenversicherung — ihr Leitbild -
Rentenversicherung. Zugleich wurde das  grundlegend verandert: Sie war nicht langer



ein Zuschuss fir den Lebensunterhalt, son-
dern erhieltim Grundsatz den Charakter einer
Lebensstandardsicherung.' Die Versicherten
sollten ,nach einem erflillten Erwerbsleben*?
im Alter ihren zuvor erreichten Lebensstan-
dard in etwa aufrechterhalten kénnen — und
zwar nicht nur bei Eintritt ins Rentenalter,
sondern wahrend der gesamten Rentenbe-
zugszeit. Die Rentenreform von 1957 stellte
insofern einen grundlegenden Wandel — man
kénnte auch sagen: einen Paradigmenwech-
sel —in der Alterssicherung der Bundesrepu-
blik Deutschland dar. Dieser Wandel war die
Grundlage daflr, dass die Rentenversiche-
rung in den vergangenen 65 Jahren trotz tief-
greifender 6konomischer, demografischer
und politischer Veranderungen ihrer Aufga-
be, fur die Menschen nach dem Ende ihres
Erwerbslebens eine angemessene Versor-
gung sicherzustellen, stets gerecht werden
konnte. Der mit der Rentenreform von 1957
verbundene paradigmatische Wandel in der
Alterssicherung war insofern die Grundlage
fur eine bemerkenswerte sozialpolitische
Stabilitat in den folgenden Jahrzehnten.

2. Wesentliche Ursachen und Motive
der 1957er-Reform

2.1 Dynamische Wirtschaftsentwicklung
bei statischem Rentenrecht?®

In den 1950er-Jahren erlebte die Bundes-
republik Deutschland einen dynamischen
wirtschaftlichen Aufschwung — der Beginn
des spater sprichwértlichen ,Wirtschafts-
wunders®. Das jahrliche Wirtschaftswachs-
tum lag in diesem Jahrzehnt im Schnitt bei
Uber 8 Prozent, die hohe Nachkriegsarbeits-
losigkeit wurde abgebaut, zur Deckung des
starken Arbeitskraftebedarfes wurden die
ersten ,Gastarbeiter® angeworben, Ein-
kommen und Lebensstandard der Erwerbs-
tatigen stiegen stetig an. An diese duBerst
dynamische Wirtschaftsentwicklung war
das Rentensystem jedoch nicht angepasst;
eine dynamische wirtschaftliche Entwicklung
traf auf eine statische Rentenversicherung.
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Wahrend die Léhne deutlich stiegen und der
Wohlistand der Arbeiter/-innen und Ange-
stellten zunahm, stagnierten die Renten.
Dies hatte seinen Grund darin, dass das da-
malige Rentenrecht noch weitgehend auf
den im Rahmen der bismarckischen So-
zialgesetze 1889 geschaffenen Grundlagen
beruhte und keine regelmaBigen Anpassun-
gen der Renten und Anwartschaften vorsah.
Die Rente bestand aus einem einheitlichen,
steuerfinanzierten Grundbetrag, der durch
einen Steigerungsbetrag auf Basis der indi-
viduellen Beitragszahlungen ergénzt wurde.
Dieser Steigerungsbetrag stellte zwar somit
einen gewissen — wenn auch schwachen -
Lohnbezug her; bei seiner Berechnung ging
man aber von dem in den einzelnen Erwerbs-
jahren jeweils erzielten Nominallohn aus; der
allgemeine Anstieg der Léhne im Zeitablauf
wurde nicht berticksichtigt.

Damit war die Rentenberechnung in zwei-
facher Hinsicht statisch: Zum einen war bei
der Erstfestsetzung der Rente keine An-
passung der individuellen Anwartschaften
an die Entwicklung des Lohnniveaus im
Verlaufe des Erwerbslebens vorgesehen;
die Hohe der Rente fiel deshalb bereits zu
Beginn der Rentenphase im Vergleich zum
Lohn der letzten Arbeitsjahre vergleichswei-
se gering aus, weil sie wesentlich auf lange
zurlickliegenden Erwerbsphasen mit ent-
sprechend geringen Nominalléhnen basier-
te. Zum anderen blieben die Renten in den
Jahren des Rentenbezuges immer weiter
hinter den Léhnen zurlck, weil es keine re-
gelmaBige Anpassung beziehungsweise Er-
héhung der Renten gab. Die Einkommens-
situation der Rentner/-innen verschlechterte
sich so laufend gegentiber jener der Arbeit-

1 So etwa Schmahl, Die Entwicklung der Rentenversicherung
vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis zum Mauerfall (1945—
1989), in: Eichenhofer/Rische und Schméhl (Hrsg.), Handbuch
der gesetzlichen Rentenversicherung SGB VI, Kéln 2011,
S. 33ff., hier: S. 43.

2 Sachversténdigenkommission Alterssicherungssysteme, Ver-
gleich der Alterssicherungssysteme und Empfehlungen der
Kommission, Gutachten der Sachverstéandigenkommission
Berichtsband I, Bonn 1983, S. 31.

3 Vgl. dazu und zum Folgenden: RoBbach, 60 Jahre dynami-
sche Rente — Ein Erfolgsmodell feiert Geburtstag; in: RVaktuell
(2017), S. 102-106.
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nehmer/-innen; die Rentner/-innen hatten
keinen Anteil an der dynamischen Lohn- und
Wohlstandsentwicklung der Arbeiter/-innen
und Angestellten. Erwerbseinkommen und
Renten wurden zunehmend entkoppelt; die
Rentner/-innen wurden immer mehr zu den
»Stiefkindern des Wirtschaftswunders“.*

2.2 Angestrebte Kapitaldeckung
der Renten nicht realisierbar

Zugleich wurde nach dem Zweiten Weltkrieg
immer deutlicher, dass eine Finanzierung
der gesetzlichen Rentenversicherung im Ka-
pitaldeckungsverfahren — wie sie bis dahin
grundsétzlich angestrebt wurde — kaum rea-
lisierbar war. Zwar hatte es bereits im Vorfeld
der Einflhrung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung im spaten 19. Jahrhundert erhebli-
che Diskussionen Uber das geeignete Finan-
zierungsverfahren gegeben;® die Wirtschaft
pladierte damals beispielsweise fir eine Fi-
nanzierung im Umlageverfahren.® Begriindet
wurde dies in den Reichstagsverhandlun-
gen unter anderem damit, dass bei Nutzung
des Kapitaldeckungsverfahrens ,eine enor-
me Ansammlung von Kapitalien eintreten
(und) die Gegenwart viel zu hoch belastet*”
werde. Dem wurde aber entgegengehalten,
dass im Umlageverfahren zwar die Gegen-
wart entlastet werde, ,,die Belastung der Zu-
kunft (aber, Anm. der Autorin) sei eine un-
berechenbare, und eine derart leichtsinnige
Wirtschaft dirfe sich ein bonus pater familias
nicht zu Schulden kommen lassen“® als der
der Gesetzgeber betrachtet wurde.

Letztendlich hat sich der Reichstag 1889
hinsichtlich der Finanzierung der Rentenver-
sicherung dann grundsétzlich fir das Kapi-
taldeckungsverfahren entschieden. Faktisch
gab es aber von Beginn an auch erhebliche
Umlageelemente — schon deshalb, weil der
erforderliche Kapitalstock ja erst aufgebaut
werden musste, Anspruch auf Invalidenren-
te aber bereits nach einer Wartezeit von funf
Jahren bestand. Immerhin konnte in den ers-
ten zehn Jahren nach Einfiihrung der Ren-
tenversicherung ein Kapitalstock aufgebaut

werden, der mehr als 10 Jahresausgaben
an Renten entsprach. 1913 belief sich das
Gesamtvermdgen der Rentenversicherungs-
trager bereits auf mehr als 14 Jahresausga-
ben an Renten, das waren seinerzeit rund
2,7 Milliarden Reichsmark.®

Im Zuge der inflationdren Entwicklung nach
Ende des Ersten Weltkrieges kam es aller-
dings zu einer weitgehenden Entwertung
dieser Vermdgensbestédnde. Ende 1924 um-
fasste der Kapitalstock der Rentenversiche-
rung nur noch etwa ein Siebentel des Vor-
kriegsniveaus.’ Grundlegende Zielsetzung,
sozusagen die ,Philosophie“ der Renten-
versicherung, blieb gleichwohl die Kapital-
deckung als Finanzierungsverfahren. In den
1930er-Jahren versuchte man folgerichtig,
das Vermoégen der Rentenversicherung wie-
der aufzustocken, um die Anwartschaften
der Versicherten so weit wie mdglich ab-
zudecken; bis Ende 1940 war immerhin ein
Reinvermdgen von fast 5 Milliarden Reichs-
mark aufgebaut worden.'" Allerdings war die
Rentenversicherung inzwischen verpflichtet,
dieses Vermdgen Uberwiegend in Schuld-
buchforderungen des Reiches und anderen
Staatspapieren anzulegen.'

4 Hockerts, Entwicklungslinien der 100jahrigen Geschichte der
gesetzlichen Rentenversicherung — Die Rentenreform 1957, in:
Ruland (Hrsg.), Handbuch der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, Neuwied 1990, S. 93-104, hier: Rz. 6.

5 Vgl. generell zu den Diskussionen im Vorfeld der Verabschie-
dung des ,Gesetzes betreffend die Invaliditdts- und Altersver-
sicherung“ von 1889: Rickert, Entstehung und Vorlaufer der
gesetzlichen Rentenversicherung, in: Ruland (Hrsg.), Handbuch
der gesetzlichen Rentenversicherung, Neuwied 1990, S. 1-50,
hier: Rz. 12 ff.

6 Siehe ebenda, Rz. 34.

7 Bosse und Woedtke, Das Reichsgesetz betreffend die Invali-
ditats- und Alterssicherung, 2. Auflage, Leipzig (1891), S. 285
(Anmerkung zu § 20), archiviert unter: Max-Planck-Institut
fur europaische Rechtsgeschichte, Signatur Dt 15 Nk 282,
http://dlib-pr.mpier.mpg.de/mfer-cgi/kleioc/0010MFER/exec/
books/%22227028%22.

8 Ebenda.

9 Vgl. Schmidt und Thiede, Finanzierung — Grundlagen und Sys-
tem, in: Schulin (Hrsg.), Handbuch des Sozialversicherungs-
rechts, Bd. 3 (Rentenversicherungsrecht), Minchen (1999),
S. 1047-1068, hier: Rz. 16.

10 Vgl. ebenda, Rz. 18.

11 Vgl. Frerich und Frey, Handbuch der Geschichte der Sozialpoli-
tik in Deutschland, Bd. 1, Wien (1993), S. 299.

12 Vgl. Kéhler, Entwicklungslinien der 100jéhrigen Geschichte der
gesetzlichen Rentenversicherung: Die Zeit von 1891 bis 1957,
in: Ruland (Hrsg.), Handbuch der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, Neuwied 1990, S. 51-92; hier: Rz 97.


http://dlib-pr.mpier.mpg.de/mfer-cgi/kleioc/0010MFER/exec/books/%22227028%22
http://dlib-pr.mpier.mpg.de/mfer-cgi/kleioc/0010MFER/exec/books/%22227028%22

Durch die Auflésung des Deutschen Reiches
als Folge des Zweiten Weltkrieges wurden
diese Anlagen komplett wertlos. Auch die
in Immobilien angelegten Vermodgensteile
waren durch den Krieg zu einem erheblichen
Teil zerstort oder nicht mehr fir die Renten-
versicherung nutzbar, da sie sich in Teilen
des ehemaligen Reichsgebietes befanden,
die nicht zum Gebiet der 1948 gegriindeten
Bundesrepublik gehoérten. Der Kapitalstock
zur Deckung der Renten und Rentenan-
wartschaften war damit erneut weitgehend
entwertet. Zwar blieb auf dem Papier das
Kapitaldeckungsverfahren als Finanzie-
rungsverfahren der Rentenversicherung zu-
nachst bestehen; in der Realitdt war jedoch
keinerlei Basis mehr daflir gegeben.

3. Das Gesetzgebungsverfahren
zur Rentenreform 1957

Spatestens Mitte der 1950er-dahre wurde
immer deutlicher, dass das statische Ren-
tenrecht der zunehmend dynamischeren
Wirtschaftsentwicklung nicht mehr gerecht
werden konnte. Deshalb wurde in der da-
maligen Regierungskoalition unter Bundes-
kanzler Konrad Adenauer - die seit Anfang
1956 aus CDU/CSU, Freier Volkspartei (FVP)
und Deutscher Partei (DP) gebildet wurde —
ebenso wie bei der damaligen SPD-Oppo-
sition nach Wegen zu einer grundlegenden
Reform des Rentenrechts gesucht. Ein we-
sentlicher Impuls ging dabei von dem Kdlner
Okonomen und Geschéftsfilhrer des Bundes
katholischer Unternehmer, Wilfrid Schreiber,
aus. Sein sogenannter Schreiberplan'® kann
als Blaupause fir die Rentenreform 1957
angesehen werden. Im Kabinett Adenauer
wurde Anfang 1956 eine Vorentscheidung
zugunsten einer am Schreiberplan orientier-
ten Rentenversicherungsreform getroffen,
mit der ein ,Ubergang von der statischen zur
sogenannten ,dynamischen Leistungsrente
—wenig spéter auch als ,,Produktivitétsrente”
bezeichnet'* — erfolgen sollte.

Im Laufe des Jahres 1956 wurden dann so-
wohl von der Regierungskoalition als auch
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von der SPD-Opposition Gesetzentw(r-
fe in den Bundestag eingebracht.’ Nach
intensiven — und zum Teil auch innerhalb
der Regierungskoalition kontrovers gefiihr-
ten — Diskussionen wurde die Rentenre-
form schlieBlich am 21. Januar 1957 mit den
Stimmen von CDU/CSU und FVP sowie der
Oppositionspartei SPD — aber bei Stimment-
haltung der der Regierungskoalition angeho-
renden DP und gegen die Stimmen der FDP,
die Anfang 1956 aus der Regierungskoali-
tion ausgeschieden war — beschlossen. Die
Umstellung der Renten erfolgte rickwirkend
zum 1.1.1957, der durchschnittliche Renten-
zahlbetrag stieg hierdurch um rund 65 Pro-
zent in der Arbeiterrentenversicherung und
72 Prozent in der Angestelltenversicherung.'®
Diese massive Leistungsausweitung hatte im
Rahmen eines Kapitaldeckungsverfahrens
selbst dann kaum finanziert werden kénnen,
wenn — was nicht der Fall war — zum damali-
gen Zeitpunkt ein im Hinblick auf das vor der
Reform geltende Rentenrecht ausreichend
groBer Kapitalstock vorhanden gewesen
waére. Denn flr eine kurzfristig in Kraft treten-
de Leistungsausweitung in dieser GréBen-
ordnung misste zuvor ein entsprechender
Kapitalstock aufgebaut werden. Auch eine
an der Lohnentwicklung orientierte Dynamik
von Rentenanwartschaften und Renten wére
in einem Kapitaldeckungsverfahren kaum
kalkulierbar, da sich das Wachstum kapital-
gedeckter Anwartschaften und Anspriiche
an den durch die Anlage des Kapitalstocks
erzielten Renditen orientiert, nicht jedoch an
der Entwicklung der Léhne. Nur durch die
Weichenstellung in Richtung Umlagever-
fahren war deshalb die finanzielle Flexibilitat
gegeben, um die angestrebte dynamische
Rente auf dem neuen, hohen Leistungs-

13 Schreiber, Existenzsicherheit in der industriellen Gesellschaft,
Koln 1955.

14 Vgl. Hockerts, a. a. O., Rz. 12.

15 Vgl. nédher Schméhl, 2011, a. a. O., S. 33 ff., hier: Rz. 22. Ahnlich
auch Hockerts, a. a. O., Rz. 14 f.

16 Schmahl 2011, a. a. O., Rz. 29.
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niveau zu realisieren."” Insofern kann man die
Weichenstellung in Richtung auf das Umla-
geverfahren im Rahmen der 1957er-Reform
als eine logische Konsequenz des Para-
digmenwechsels von einem statischen zu
einem dynamischen Rentensystem ansehen.

4. Die Ausgestaltung der wesentlichen
Reformelemente

Um zu gewabhrleisten, dass die Renten in der
sich dynamisch entwickelnden Wirtschaft
mit der Lohnentwicklung der Arbeitneh-
mer/-innen Schritt halten und so das erhard-
sche Versprechen vom ,Wohlstand fir alle”
auch fur die Rentner/-innen zu realisieren,
mussten Rentenanwartschaften und Renten
an die Dynamik der L6hne angekoppelt wer-
den.'® Die Reform sah dafiur eine neue Ren-
tenformel vor, nach der zwei Faktoren flir die
Hoéhe der individuellen Rente maBgeblich
sein sollten, die persénliche und die allge-
meine Bemessungsgrundlage.'® Die persén-
liche Bemessungsgrundlage bestimmte sich
aus dem Verhéltnis des individuellen Brutto-
entgelts und des durchschnittlichen Brutto-
entgelts aller Versicherten — sie war insofern
sozusagen der ,Vorldufer* der Entgeltpunk-
te, wie wir sie heute kennen. Dieser Ver-
héltniswert von individuellem Bruttoentgelt
und Durchschnittsentgelt aller Versicherten
wurde fir jedes Jahr separat ermittelt, dann
aufsummiert und anschlieBend durch die
Zahl der Beitragsjahre geteilt; dieser Wert
gab die individuelle Einkommensposition
eines Versicherten im Durchschnitt seines
Erwerbslebens wieder.

Die allgemeine Bemessungsgrundlage stell-
te demgegeniber den Bezug zum aktuellen
Lohnniveau bei Renteneintritt sicher und
orientierte sich deshalb am durchschnitt-
lichen Bruttoentgelt aller Versicherten zum
Zeitpunkt des Rentenbeginns — dhnlich dem
heutigen aktuellen Rentenwert. Das Produkt
aus personlicher und allgemeiner Bemes-
sungsgrundlage, also das aktualisierte Le-
bensdurchschnittsentgelt, wurde die Basis
fur die Festsetzung der Rentenhdhe eines/

einer Versicherten — und nicht mehr der je-
weilige Nominallohn, den er/sie in seinen/
ihren Erwerbsjahren verdient hatte und der
fur weit zurlckliegende Phasen seiner/ihrer
Erwerbsbiografie im Regelfall entsprechend
niedrig war. Auf diese Weise wurde sicherge-
stellt, dass die im Verlauf der Versicherungs-
biografie erworbenen Rentenanwartschaften
— unabhéngig davon, zu welchem Zeitpunkt
sie erworben wurden - bei Rentenbeginn mit
Blick auf das dann aktuelle Durchschnitts-
entgelt dynamisiert wurden.

Damit die so festgesetzten Renten auch
wéhrend der dann folgenden Rentenbe-
zugszeit an der Wohlstandsentwicklung der
Arbeitnehmer/-innen teilhaben konnten, be-
inhaltete die Reform als weiteres Element die
jahrliche Anpassung der Renten. Die Erho-
hung der laufenden Renten sollte jedoch -
anders als die Anpassung der allgemeinen
Bemessungsgrundlage — nicht automatisch,
sondern jeweils auf Basis eines gesondert
vom Bundestag zu verabschiedenden Ge-
setzes erfolgen. Dabei sollte die Anpassung
»der Entwicklung der wirtschaftlichen Leis-
tungsféhigkeit und der Produktivitdt sowie
den Veranderungen des Volkseinkommens
je Erwerbstéatigen“?® Rechnung tragen. Erst
35 Jahre spéater wurde mit der Rentenreform
von 1992 die heute geltende Regelung ein-
geflhrt, wonach die jahrliche Anpassung der
Renten zum 1.7. eines Jahres aufgrund einer
Verordnung durch den Bundesarbeitsminis-
ter erfolgt und der Anpassungssatz nach
einer festen Regel festgelegt wird.

Auch das zweite Kernelement der Reform,
der Umstieg vom Kapitaldeckungs- zum
Umlageverfahren, wurde nicht in einem
Schritt vollzogen. Zunéachst wurde das — nur
noch auf dem Papier bestehende — Kapital-
deckungsverfahren durch das sogenannte

17 Insofern kann bereits die 1957er-Reform als Beleg fiir die Aus-
sage der Rentenkommission 2020 gelten, wonach ,das Umla-
geverfahren (...) die gesetzliche Rentenversicherung durch
seine Anpassungsfahigkeit zukunftsfest” gestaltet, vgl. Kom-
mission Verlasslicher Generationenvertrag, Bericht der Kom-
mission, Bd. 1, Bonn (2020), S. 14.

18 Vgl. hierzu und zum Folgenden: RoBbach (2017).

19 Vgl. zum Folgenden naher: Schméhl 2011, a. a. O., Rz. 23 ff.

20 Zitiert nach Hockerts, a. a. O., Rz. 22.



Abschnittsdeckungsverfahren ersetzt: Der
Beitragssatz der Rentenversicherung war
danach so festzulegen, dass die Einnahmen
ausreichten, um alle in einem Zehnjahres-
zeitraum anfallenden Rentenanspriiche de-
cken zu kénnen und zudem am Ende dieses
Zeitraumes noch Uber eine Kapitalreserve
in Héhe von einer Jahresausgabe zu ver-
fligen. Die Reform beinhaltete insofern nur
eine partielle Abkehr vom Gedanken der Ka-
pitaldeckung. Der erste Zehnjahresabschnitt
des neuen Abschnittsdeckungsverfahrens
umfasste den Zeitraum von 1957 bis 1966.
Um die durch die Reform massiv erhdhten
Renten in diesem Deckungsabschnitt zu fi-
nanzieren, musste der Beitragssatz 1957 von
zuvor 11 Prozent auf 14 Prozent angehoben
werden.

Das Ende des ersten Deckungsabschnitts
fiel dann aber in die Zeit der beginnenden
ersten gréBeren Konjunkturkrise in der Bun-
desrepublik Deutschland. Zudem wurde fiir
die 1970er-Jahre eine deutliche Alterung der
Bevdlkerung vorhergesagt — man sprach da-
mals von einem bevorstehenden ,Renten-
berg“.2' Vor diesem Hintergrund ware flr den
zweiten Deckungsabschnitt ab 1967 eine
deutliche Beitragssatzanhebung erforder-
lich geworden. Dies erschien angesichts des
ohnehin schwierigen konjunkturellen Umfel-
des und den steigenden Arbeitslosenzahlen
nicht hinnehmbar. Deshalb wurde das Ab-
schnittsdeckungsverfahren aufgegeben und
das Finanzierungsverfahren auf eine reine
Umlage umgestellt.

5. Weiterentwicklung und Auswirkungen
der 1957er-Reform

Die im Rahmen der Rentenreform von 1957
eingefiihrte ,Dynamische Rente“ war durch
die Orientierung von Renten und Rentenan-
wartschaften an der Entwicklung der Brut-
toarbeitsentgelte gekennzeichnet. Diese
grundsétzliche Bruttolohnorientierung der
Dynamik wurde bis zur Rentenreform von
1992 beibehalten. Das bedeutet jedoch
nicht, dass in diesen dreieinhalb Jahrzehn-
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ten die Regelungen zur Anpassung der
Renten unveréndert geblieben wéren. Die
konkrete Form der Orientierung am Brutto-
lohn — etwa der Timelag zwischen Lohnent-
wicklung und Rentenanpassung — wurde in
dieser Zeit mehrfach geédndert, der Termin
der Rentenanpassung verschoben, schritt-
weise die Beitragspflicht der Rentner/-innen
in der Krankenversicherung (mit der Konse-
quenz einer entsprechenden Verringerung
der Nettorentenanpassung) eingeflihrt oder
in einigen Jahren die Rentenanpassung auch
vollig ausgesetzt.?? Grundsétzlich orientierte
sich die Rentendynamik aber bis zur Ren-
tenreform von 1992 an der Entwicklung der
Bruttoléhne.

Die dynamische Lohnentwicklung in den
1960er- und den 1970er-Jahren flhrte al-
lerdings dazu, dass die Arbeithehmerléhne
und -gehélter in zunehmendem MaBe in die
Steuerprogression hineinwuchsen, wahrend
die Renten wegen der damals geltenden Er-
tragsanteilsbesteuerung keinem vergleich-
baren Abgabenanstieg ausgesetzt waren.
Vor diesem Hintergrund hatte die Orientie-
rung der Rentendynamik an der Bruttolohn-
entwicklung zur Folge, dass sich die Netto-
einkommenssituation der Rentner/-innen im
Vergleich zu jener der Arbeitnehmer/-innen
im Laufe der Zeit zunehmend verbesserte.
Nicht zuletzt deshalb wurde im Rahmen der
in den friihen 1980er-dahren einsetzenden
Diskussionen um eine Anpassung der Ren-
tenversicherung an den sich abzeichnen-
den demografischen Wandel auch Uber eine
grundlegende Modifikation der Anpassungs-
regelungen nachgedacht. Die von der Ren-
tenversicherung und ihrer Selbstverwaltung
1985 eingesetzte Reformkommission® ent-

21 So etwa die Sozialenquete-Kommission in ihrem 1966 vor-
gelegten Gutachten, vgl. Bogs et al., Soziale Sicherung in der
Bundesrepublik Deutschland, Bericht der Sozialenquete-Kom-
mission, Stuttgart u. a. (1966), S. 165 ff.

22 Zu den zahlreichen Anderungen des Rentenrechts vgl. zum Bei-
spiel Schméhl (2011), S. 38-66, hier: S. 52 ff., oder Hermann,
Entwicklungslinien der 100jéhrigen Geschichte der gesetzli-
chen Rentenversicherung: Die Zeit von 1957-1991, in: Ruland
(Hrsg.), Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, Neu-
wied (1990), S. 105-139.

23 Verband Deutscher Rentenversicherungstrager, Zur langfris-
tigen Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung, Gut-
achten der Kommission des VDR, Frankfurt 1987.
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wickelte dabei den Vorschlag, die Rentendy-
namik kunftig an der Entwicklung der Netto-
und nicht mehr der Bruttoldhne auszurichten.
Der Rentenanstieg sollte dadurch gedampft
und die zunehmende Verbesserung der Net-
toeinkommenssituation der Rentner/-innen
im Vergleich zu jener der Arbeitnehmer/-in-
nen gestoppt werden. Dieser Umstieg von
der brutto- zur nettolohnbezogenen Renten-
dynamik wurde 1989 als eines der wesent-
lichen Elemente der Rentenreform von 1992
vom Gesetzgeber beschlossen.

Im Rahmen des Rentenreformgesetzes 1999
sollte dann die Rentenanpassungsformel er-
neut modifiziert werden. Durch Einfligung
eines sogenannten Demografischen Fak-
tors?* wollte man die — im Grundsatz weiter
nettolohnbezogene — Rentenanpassung um
einen Faktor ergédnzen, mit dem die Veran-
derung der durchschnittlichen Lebenserwar-
tung der 65-Jahrigen berlcksichtigt werden
sollte. Bei einem Anstieg der Lebenserwar-
tung sollte danach die Rentendynamik hin-
ter der Nettolohnentwicklung zurlickbleiben.
Dieses von der christlich-liberalen Regie-
rungskoalition beschlossene Element der
geplanten Rentenreform 1999 wurde aller-
dings von der aus SPD und GRUNEN nach
der Bundestagswahl im Herbst 1999 gebil-
deten Bundesregierung zunédchst ausgesetzt
und dann wieder aufgehoben. Stattdessen
wurden im Jahr 2000 die Renten entspre-
chend der Inflationsrate — also unabhéngig
von der Lohnentwicklung — angepasst und
im Altersvermdgensergénzungsgesetz flr
die Zeit ab 2001 die Rickkehr zu einer ,,mo-
difizierten Bruttolohnanpassung”“ der Ren-
ten beschlossen. Danach orientierte sich die
Rentendynamik wieder an der Entwicklung
der Bruttol6hne, allerdings unter Berticksich-
tigung der Verdnderung des Beitragssatzes
zur Rentenversicherung; anpassungsdamp-
fend wirkte darlber hinaus die pauschalier-
te Berlicksichtigung der steigenden Auf-
wendungen der Arbeitnehmer/-innen fir die
zeitgleich eingeflihrte ,Riester-Rente”. Eine
weitere Modifikation erfuhr die Regelung
zur jéhrlichen Rentenanpassung schlieBlich
2005 im Rahmen des Rentenversicherungs-

Nachhaltigkeitsgesetzes mit der Einflhrung
des sogenannten Nachhaltigkeitsfaktors. Die
im Grundsatz weiter an der Entwicklung der
Bruttoldhne orientierte Rentendynamik wird
durch diesen Faktor gedampft (verstérkt),
wenn sich das Verhéltnis von Beitragszah-
lerinnen und -zahlern zu Rentenempfén-
gerinnen und -empféngern verschlechtert
(verbessert). Auf diese Weise sollte die de-
mografische Entwicklung, soweit sie sich
auf das Zahlenverhaltnis von Beitragszahle-
rinnen und -zahlern sowie Rentenbezieherin-
nen und -beziehern auswirkt, bei der Ren-
tenanpassung beriicksichtigt werden.

Die ,dynamische Rente“ hat insofern in
den 65 Jahren seit ihrer Einflhrung einer-
seits eine bemerkenswerte Konstanz dahin-
gehend bewiesen, dass die Dynamik von
Rentenanwartschaften und Bestandsrenten
sich grundsatzlich — mit Ausnahme weniger
Jahre, in denen vom Gesetzgeber eine nicht
regelgebundene Anpassung festgesetzt
wurde — stets an der Lohnentwicklung orien-
tiert hat. Auf der anderen Seite ist jedoch
die Art und Weise, in der sich die Rentenan-
passungen konkret an der Lohnentwicklung
orientierten, vom Gesetzgeber immer wieder
verandert worden. Im Jahr 2009 ist mit der
Einflhrung der sogenannten Rentengaran-
tie sogar ausgeschlossen worden, dass der
aktuelle Rentenwert (und damit die laufen-
den Renten) nominal in einem Jahr geringer
ausfallen kann als im Vorjahr — selbst dann,
wenn die Lohnentwicklung negativ sein soll-
te. In einem solchen Fall werden die Renten
nicht ,negativ angepasst“ — also gesenkt —,
sondern bleiben unverandert; die unterblie-
bene Minderung der Renten wird jedoch mit
Rentenerhéhungen aufgrund der Lohnent-
wicklung der Folgejahre verrechnet. Bei einer
negativen Entwicklung der Durchschnittsléh-
ne wird insofern kurzfristig die Orientierung
der Rentendynamik an der Lohnentwicklung
aufgegeben, auf mittlere Sicht bleibt es aber
bei der an der Bruttolohnentwicklung — unter

24 Vgl. hierzu und zum folgenden: Schméhl (2011), S. 178 ff.



Bericksichtigung der Entwicklung von Bei-
tragssatz und Nachhaltigkeitsfaktor — orien-
tierten Rentendynamik.?

Eine erstaunliche Stabilitat ist auch im Hin-
blick auf das zweite Kernelement der Reform
von 1957 zu erkennen, der Abkehr vom Ka-
pitaldeckungs- und der Hinwendung zum
Umlageverfahren. Seinerzeit war durchaus
bezweifelt worden, ob mit einem Umlagever-
fahren die Renten auch langerfristig verlass-
lich finanziert werden kdnnten. Insbesondere
vor dem Hintergrund der fir die 1970er-Jahre
und dann noch einmal fur die 1990er-Jahre
absehbaren (und dann auch eingetretenen)
deutlichen Verschlechterung der demografi-
schen Struktur der Bevélkerung — der An-
stieg der Anzahl der 65-Jahrigen und Alteren
im Vergleich zur Anzahl der 20- bis 65-J4h-
rigen — wurden ein dramatischer Beitrags-
satzanstieg und ,der Bankrott“?® der Ren-
tenversicherung beflirchtet. Tatsachlich aber
ist der Beitragssatz der Rentenversicherung
heute — trotz eines Anstiegs der demografi-
schen Belastung um mehr als 100 Prozent
— nicht einmal um ein Drittel héher als 1957.
Der aktuelle Beitragssatz liegt in etwa auf
dem Niveau der 1980er-Jahre, obwohl| da-
mals vier 20- bis 64-Jahrige auf einen Alteren
kamen, heute aber nur noch drei.?”

Und auch die Beflrchtung, wenn eine ent-
sprechende Erhdéhung des Beitragssatzes
nicht erfolge, misse der demografische
Wandel in einer umlagefinanzierten Renten-
versicherung eben zu einem entsprechen-
den Anstieg der Bundeszuschisse flihren,
hat sich nicht bewahrheitet. Der Anteil der
Bundesmittel an den gesamten Ausgaben
der Rentenversicherung lag zum Zeitpunkt
der Rentenreform von 1957 noch bei deut-
lich Gber 30 Prozent. Er ist dann bis Mitte
der 1970er-Jahre auf weniger als 15 Prozent
gesunken und auf diesem niedrigen Niveau
bis in die frthen 1990er-Jahre verblieben.
Mit der Rentenreform von 1992 und dann
nochmals in den ersten Jahren des neuen
Jahrtausends wurde der Bundeszuschuss
dann mehrmals ausgeweitet, sodass er um
2010 herum wieder einen Anteil von 23 bis
24 Prozent der Ausgaben der Rentenver-
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sicherung ausmachte und seither auf etwa
diesem Niveau stagniert. Damit ist der durch
Steuermittel finanzierte Teil der Ausgaben
der Rentenversicherung heute noch immer
deutlich niedriger als zum Ende der 1950er-
Jahre - trotz demografischem Wandel und
Leistungsausweitungen. Die umlagefinan-
zierte Rentenversicherung hat sich an diese
Verénderungen angepasst, ohne dass dabei
inakzeptable Beitragssatzanhebungen oder
eine starkere Inanspruchnahme von Steuer-
mitteln erforderlich waren. Auch insoweit
haben sich die mit der Rentenreform von
1957 vorgenommenen Weichenstellungen
als erfolgreich erwiesen.

6. 65 Jahre Rentenreform 1957:
eine Erfolgsgeschichte

In den sechseinhalb Jahrzehnten, die seit
der Rentenreform von 1957 vergangen sind,
hat sich die Welt grundlegend verandert.
Die Nachkriegsfolgen in den europaischen
Volkswirtschaften sind verheilt, Deutschland
hat das Wirtschaftswunder und die Olkrisen,
vor allem aber die Wende in der DDR und
die Wiedervereinigung erlebt. Es gab meh-
rere Crashs auf den Finanzméarkten, Zeiten
hoher Arbeitslosigkeit, zuletzt aber auch eine
mehr als zehn Jahre lang andauernde Phase
wirtschaftlicher Prosperitat — und dann zwei
Pandemiejahre. In dieser Zeit haben sich
auch die Rentenversicherung und ihre recht-
lichen Regelungen verandert, wurden immer

25 Die ,Verrechnung“ einer unterbliebenen Minderung des aktuel-
len Rentenwertes in den Folgejahren wurde 2018 im Zuge des
Rentenversicherungs-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetzes fiir die Zeit bis zum Jahr 2025 ausgesetzt. Der
Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung zwischen SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP sieht aber vor, diese ,,Aus-
setzung“ bereits 2022 wieder aufzuheben, vgl. Mehr Fortschritt
wagen - Biindnis flr Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit
(Koalitionsvertrag vom 7.12.2021), S. 73.

26 So noch 1985 der Spiegel, der seinerzeit die Frage aufwarf: ,, Wer
tragt die Last im Jahr 2000, wenn immer weniger Arbeitnehmer
immer mehr Ruhestandler erndhren miissen?“, vgl. Von der Ren-
tenkrise in die Staatskrise?, in: DER SPIEGEL, Heft 10 (1985),
https://www.spiegel.de/politik/von-der-rentenkrise-in-die-
staatskrise-a-ed288d40-0002-0001-0000-000013511119?con-
text=issue.

27 RoBbach, Perspektiven der Alterssicherungspolitik, in: Aulen-
bacher et al. (Hrsg.), Mosaiklinke Zukunftspfade (Festschrift fiir
Hans-Jiirgen Urbach), Miinster (2021), S. 276-285, hier: S. 281.
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wieder den sich wandelnden gesellschaft-
lichen und 6konomischen Bedingungen
angepasst. Der Grundsatz, Rentenanwart-
schaften und Rentenanspriche orientiert an
der Entwicklung der Léhne regelméBig an-
zupassen, ist dabei aber ebenso beibehalten
worden wie die grundsétzliche Ausrichtung
auf das Umlageverfahren.

Mit diesem Ansatz - Festhalten an der
Grundausrichtung, aber zugleich stetige An-
passung in der konkreten Ausgestaltung der
Regelungen - ist die Rentenversicherung,
sind die Versicherten und Beitragszahler/-
innen, in den vergangenen 65 Jahren gut
gefahren. Anders als 1957 von namhaften
Okonomen befiirchtet,? hatte die Einfiihrung
der dynamischen Rente keine dramatischen
Folgen fir die 6konomische Entwicklung.
Die Renten sind heute real — also unter Be-
ricksichtigung der steigenden Lebenshal-
tungskosten — zweieinhalbmal so hoch wie
1957,%° was sicher wesentlich dazu beige-
tragen hat, dass die Altersarmut in Deutsch-
land im Vergleich zur Situation in den 1950er-
und 1960er-dJahren massiv zurlickgedréngt
wurde.® Der Beitragssatz hat, allen demo-
grafischen und 6konomischen Veréanderun-
gen zum Trotz, ein erstaunliches MaB an Sta-
bilitat gezeigt: Er liegt heute mit 18,6 Prozent
nur knapp ein Drittel hoher als 1957 — obwohl
sich die Anzahl der 65-Jahrigen und Alteren
im Vergleich zur Anzahl der 20- bis 65-Jah-
rigen im selben Zeitraum mehr als verdop-
pelt hat. Und der Zuschuss, den der Bund
aus Steuermitteln zur Finanzierung der Ren-
ten bereitstellt, macht dennoch heute einen
deutlich geringeren Anteil an den Ausgaben
der Rentenversicherung aus als 1957.
Insgesamt gesehen hat sich die Rentenre-
form von 1957 in den vergangenen 65 Jah-
ren somit als ein Glicksfall fir die deutsche
Sozialpolitik erwiesen. Niemand héatte da-
mals voraussehen kénnen, welchen wirt-
schaftlichen Aufschwung Deutschland
nehmen wirde. Mit der Anpassung des Ren-
tenrechts an die Bedingungen einer dynami-
schen Wirtschaft, den impliziten Leistungs-
anreizen durch die starkere Orientierung am
Aquivalenzprinzip und der verstarkten An-

passungsflexibilitdt durch die Hinwendung
zur Umlagefinanzierung hat die Rentenre-
form von 1957 hierzu vermutlich ihren Bei-
trag geleistet.®' Vor allem aber hat die Re-
form sichergestellt, dass die Versicherten
und Rentner/-innen an den Frichten der
positiven wirtschaftlichen Entwicklung, die
Deutschland seither genommen hat, teil-
haben konnten — und das ist vermutlich die
eigentliche Erfolgsgeschichte der Rentenre-
form von 1957.

Anschrift der Verfasserin:

Gundula RoBbach

Deutsche Rentenversicherung Bund
Préasidentin

Hohenzollerndamm 46-47

10713 Berlin

28 Zu den im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens von Oko-
nomen, aber auch von der Bundesbank, dem Bundesfinanz-
ministerium und Bundeswirtschaftsminister Erhard befiirch-
teten negativen Okonomischen Auswirkungen der Reform
vgl. Schméhl, Die Einfiihrung der ,dynamischen Rente® 1957:
Griinde, Ziele und MaBnahmen — Versuch einer Bilanz, ZeS-
Arbeitspapier 3 (2007), S. 16 f., https://nbn-resolving.org/
urn:nbn:de:0168-ssoar-109145.

29 Wahrend 1957 ein Versicherter nach 45 Beitragsjahren
mit Durchschnittsverdienst auf eine Monatsrente von rund
240 DM - das heiBt knapp 125 Euro — kam, sind es heute rund
1540 Euro, also mehr als zwélfmal so viel. Auch unter Beriick-
sichtigung des Anstieges der Verbraucherpreise in dieser Zeit
ist die Standardrente heute immerhin rund zweieinhalbmal so
hoch wie 1957, vgl. RoBbach, Stabilitat durch 65 Jahre umla-
gefinanzierte Rentenversicherung, Vortrag beim Aktuellen
Presseseminar der Deutschen Rentenversicherung Bund am
3. November 2021, S. 13, https://www.deutsche-rentenversi-
cherung.de/Bund/DE/Presse/Pr ninare/pr ninare
node.html?msclkid=9acf44a4b3f011ec8c2ffef62cb79c15.

30 Vgl. etwa Gebhardt und Thiede, Armut im Alter: Gestern,
heute ... und morgen?, in: Die Angestelltenversicherung (1997),
S. 550-557.

31 Vgl. auch RoBbach, Mehr Wohlstand fiir alle — Perspektiven
deutscher Rentenpolitik, in: Zeitschrift fir das gesamte Kredit-
wesen (2021), S. 40-43.



https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-109145
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-109145
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/DE/Presse/Presseseminare/presseseminare_node.html?msclkid=9acf44a4b3f011ec8c2ffef62cb79c15
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/DE/Presse/Presseseminare/presseseminare_node.html?msclkid=9acf44a4b3f011ec8c2ffef62cb79c15
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/DE/Presse/Presseseminare/presseseminare_node.html?msclkid=9acf44a4b3f011ec8c2ffef62cb79c15

	Wandel als Grundlage für eine stabile Zukunft –Rentenreform 1957: auch nach 65 Jahren noch prägend
	1. Einleitung
	2. Wesentliche Ursachen und Motive der 1957er-Reform
	2.1 Dynamische Wirtschaftsentwicklung bei statischem Rentenrecht
	2.2 Angestrebte Kapitaldeckung der Renten nicht realisierbar

	3. Das Gesetzgebungsverfahren zur Rentenreform 1957
	4. Die Ausgestaltung der wesentlichen Reformelemente
	5. Weiterentwicklung und Auswirkungen der 1957er-Reform
	6. 65 Jahre Rentenreform 1957: eine Erfolgsgeschichte
	Anschrift der Verfasserin




